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Text 07/2017 - Haftungsfalle Algenbefall an WDV-Fassaden 

 

1. Einleitung 

Für Planer, Handwerksbetriebe und ab 01.01.2018 auch für die Hersteller 

schlummert im Zusammenhang mit der Herstellung von WDV-Fassaden ein 

erhebliches Haftungsrisiko. Algenbewuchs muss von Bauherren nicht hingenommen 

werden. Er stellt einen Mangel dar, der die ausführenden Firmen zur Beseitigung 

verpflichtet. Es handelt dabei um ein weiteres Thema, welches von Verbänden, 

Kammern und Industrie, trotz eindeutiger Rechtslage, totgeschwiegen oder mit 

Fehlinformationen belegt wird. Dass es sich beim Algenbewuchs um keinen Mangel 

handelt, ist ein verbreiteter Irrglaube. Hierzu OLG Frankfurt, Beschluss vom 

07.07.2011 – 7 U 76/09 (die vollständige Entscheidung finden Sie am Ende dieses 

Textes). 

 
„Eine Wärmedämmverbundfassade, die zu der Gewährleis-
tungszeit großflächigen Algen- und Pilzbewuchs aufweist, ist 
auch dann mangelhaft, wenn die verwendeten Systemkom-
ponenten, insbesondere der mineralische Putz, mangelfrei 
sind.“ 

 
Bei der Verwendung eines Wärmedämmverbundsystems ist die Fassaden-

außentemperatur dauerhaft niedriger als bei einer Fassade in sog. monolithischer 

Bauweise. Bei ungünstiger Lage und besonderem Mikroklima und dadurch 

bedingter längerer Fassadenfeuchte ist Algen- und Pilzbefall ein natürlicher 

Vorgang. Verschärft wird diese Situation insbesondere durch die politischen 

Vorgaben in der EnEV. 

 

Das OLG Frankfurt hat in der bezeichneten Entscheidung das Auftreten von 

Algenbewuchs in der Gewährleistungszeit als Mangel eingestuft. Diese Auffassung 

wird auch vom OLG München (IBR 2008, 1278) vertreten. 

 

Auch wenn es weiterhin noch kein „Patentrezept“ zur Beherrschung dieser 

natürlichen Erscheinungen gibt, muss sich die Baupraxis darauf einstellen, dass 
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sich das Auftreten von Algen- und Pilzbefall an WDV-Fassaden mit deutlichen 

Beeinträchtigungen der Fassadenoptik als Mangel darstellt. 

 

2. Rechtliche Einordnung 

Der BGH hat bereits früher entschieden, dass Mängel auch dann vorliegen können, 

wenn bei der Ausführung der Arbeiten die anerkannten Regeln der Technik 

eingehalten worden sind (BGH, 17.05.1984 - VII ZR 169/82). Dafür maßgeblich ist 

nicht die Einhaltung der Regeln der Technik, sondern der Leistungserfolg! 

 
„Der vertraglich geschuldete Erfolg besteht nicht in der Funktions-
tauglichkeit des Werkes, wenn die berücksichtigte - bzw. verein-
barte - Ausführungsart nicht geeignet ist, den vereinbarten Erfolg 
herbeizuführen.“ (OLG Frankfurt, 07.07.2010 - 7 U 76/09) 

 
 
Es kommt deshalb nicht darauf an, dass der vereinbarte mineralische Putz und das 

verwendete Wärmedämmsystem für sich genommen mangelfrei ausgeführt sind. 

Unwesentlich ist auch, dass es keine in Richtlinien und Normen festgelegte 

Vorgaben für die Verwendung von Bioziden in Putzen bzw. Anstrichen gibt, die 

letztlich einen Bewuchs aber auch nicht dauerhaft verhindern können. Wenn 

Bautechniken, wie die Dämmung einer Fassade, zwangsweise Mängelerschei-

nungen nach sich ziehen, haftet der Werkunternehmer hierfür im Rahmen 

seiner Gewährleistung (OLG Frankfurt, a. a. O., Rn. 12-14). 

 

3. Rechtsfolgen 

 

3.1 Einleitung 

Nach Ausführungen zu Rechtsfolgen sucht man außerhalb der Justiz vergeblich. In 

der einschlägigen Literatur, sei es in Verbandsmitteilungen, Fachzeitschriften oder 

in DIN-Vorschriften, ist dazu nichts zu finden. In einer gemeinsamen Fachmitteilung 

(ABC der Wärmedämmung) der Verbände 

- Bundesverband Farbe, Gestaltung und Bautenschutz 
- Gütegemeinschaft Wärmedämmung von Fassaden e. V. (GWF) 
- Bundesverband Ausbau und Fassade 
- Fachverband Wärmedämmung-Verbundsysteme e. V. 

heißt es zum mineralischen Bewuchs nett und schon fahrlässig verharmlosend wie 

folgt: 

 
„Mikrobieller Bewuchs 

Nicht nur in der mitteleuropäischen Klimazone tritt unvermeidlich 
mikrobieller Bewuchs auf nahezu allen Außenflächen auf. Dies gilt 
auch für die meisten Baustoffoberflächen, unbeschichtet und be-
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schichtet. Algen und Pilze sind allgegenwärtige, natürliche, pflanz-
liche Bestandteile unserer Umwelt. Algen und Pilzspuren werden 
über die Außenluft (Wind) transportiert und an die Oberflächen der 
Gebäude herangetragen. Die biologische Aktivität, d. h. das Befall-
risiko, ist nicht exakt prognostizierbar. Durch geeignete bauliche 
Voraussetzungen und die fachgerechte Auswahl von Putzsyste-
men und Schlussbeschichtungen kann das Befallrisiko reduziert 
werden.“ 

 
 
Haftungsrisiken und Gewährleistungsrechte bleiben unerwähnt. 

 

3.2 Die Haftung des Planers 

Der Planer muss in seinen Überlegungen die Möglichkeit eines mikrobiellen 

Bewuchses berücksichtigen. Dies kann durch die Auswahl der Fassadengestaltung 

erfolgen oder auch durch besondere konstruktive Maßnahmen. Solche Maßnahmen 

führen aber in der Regel nicht zum Erfolg, weil es kaum möglich sein dürfte, Wasser 

von der Fassade fernzuhalten. 

 

Das Vorsehen einer WDV-Fassade in nassen bewaldeten Gebieten kann einen 

Planungsfehler darstellen. Es bedarf in jedem Falle einer ernsthaften Risikostudie. 

 

Der Planer dürfte zudem verpflichtet sein, den Bauherrn ausdrücklich über die 

Möglichkeit einer Algen- und Pilzbildung aufzuklären und auch auf die damit 

verbundenen Kosten hinzuweisen. Der Bauherr muss wissen, worauf er sich 

einlässt. 

 

3.3 Die Haftung des Handwerkers 

Der  ausführende Handwerker muss zur Vermeidung von Gewährleistungs-

ansprüchen gegenüber dem Bauherrn ausdrücklich Bedenken anmelden und auf 

die Möglichkeit eines Algen- und Pilzbewuchses an der WDV-Fassade hinweisen. 

Tut er dies nicht, hat er einen entsprechenden Befall im Rahmen seiner Gewähr-

leistungsverpflichtung zu beseitigen. 

 

3.4 Die Haftung der Hersteller 

Eine grundlegende veränderte Situation dürfte sich für die Hersteller von 

WDV-Fassadenprodukte nach dem 01.01.2018 ergeben. Der neue § 439 Abs. 2 

BGB regelt, dass diese für mangelhafte Produkte den Handwerkern die erforderli-

chen Aufwendungen für das Entfernen der mangelhaften und den Einbau oder das 

Einbringen der nachgebesserten oder gelieferten mangelfreien Sache zu ersetzen 

haben. Dies dürfte sich auch auf Kosten für eine Mängelbeseitigung beziehen. 
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Die Hersteller sind damit zum ersten Mal „mit im Boot“. Die WDV-Fassaden werden 

regelmäßig als Systemprodukte verkauft. Dass diese für sich genommen den 

technischen Regeln entsprechen, entlastet die Hersteller nicht. Sie schulden die 

Mangelfreiheit in Bezug auf den Erfolg. Der ist unter Zugrundelegung der 

dargetanen Rechtsprechung bei Auftreten von Algen- und Pilzbefall nicht gegeben. 

 

Es sind die Hersteller, die durch umfassende Versprechen und durch das Schreiben 

und Finanzieren von DIN-Vorschriften die Verwendung von WDV-Fassaden 

„befeuert“ haben. Sie sind nunmehr ab dem 01.01.2018 in der Haftung. Es bleibt 

abzuwarten, wie die Reaktion darauf sein wird. 

 

3.5 Zur Aufklärungspflicht 

Wie vorstehend ausgeführt, sind Planer und Handwerker dem Bauherrn gegenüber 

zur Aufklärung verpflichtet. Die Verpflichtung trifft auch den Hersteller. Wenn ein 

Produkt nur unter bestimmten Bedingungen funktioniert, ist darauf hinzuwei-

sen. Er wird auf seinen Produkten auf den möglichen Algen- und Pilzbewuchs 

hinweisen müssen. 

 

Nach hier vertretener Auffassung ist der Bauherr auch über die Möglichkeit eines 

mikrobiellen Bewuchses nach Ablauf der Gewährleistungspflicht aufzuklären. 

Bauherren gehen davon aus, dass eine Fassade länger als fünf Jahre hält und sie 

nicht im sechsten oder siebten Jahr eine komplette Sanierung durchführen müssen. 

Die Aufklärungspflicht geht also über den Zeitraum der Gewährleistung hinaus. 

 

4. Normen und Herstellerrichtlinien 

In Normen und Herstellerproduktbeschreibungen findet sich in der Regel nichts zum 

Algenbefall. Planer und Handwerker werden dadurch nicht entlastet. Die 

Unverbindlichkeit solcher Regeln wird von den Obergerichten immer wieder 

hervorgehoben. Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in seinem Urteil vom 14.05.1998 

- VII ZR 184/97 - ausgeführt: 

 
„a) Die DIN-Normen sind keine Rechtsnormen, sondern private 
technische Regelungen mit Empfehlungscharakter. Das Beru-
fungsgericht entnimmt die Mangelfreiheit ohne Weiteres aus einer 
DIN-Norm. Es legt damit DIN-Normen eine ihnen nicht zustehende 
Rechtsnormqualität bei. 
 
… 
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Maßgebend ist nicht, welche DIN-Norm gilt, sondern ob die Bau-
ausführung zur Zeit der Abnahme den anerkannten Regeln der 
Technik entspricht.“ 

 

Der BGH hat mit dieser Entscheidung seine ständige Rechtsprechung fortgesetzt. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) ist hinsichtlich der Bewertung von 

Normen ebenfalls sehr zurückhaltend und formuliert in seiner Entscheidung vom 

22.05.1987 - 4 C 33.83 - sehr deutlich: 

 
„Die Normausschüsse des Deutschen Instituts für Normung sind 
so zusammengesetzt, dass ihnen der für ihre Aufgabe benötigte 
Sachverstand zu Gebote steht. Daneben gehören ihnen aber auch 
Vertreter bestimmter Branchen und Unternehmen an, die deren 
Interessenstandpunkte einbringen. Die Ergebnisse ihrer Beratung 
dürfen deswegen im Streitfall nicht unkritisch als „geronnener 
Sachverstand“ oder als reine Forschungsergebnisse verstanden 
werden. Zwar kann den DIN-Normen einerseits Sachverstand und 
Verantwortlichkeit für das allgemeine Wohl nicht abgesprochen 
werden. Andererseits darf aber nicht verkannt werden, dass es 
sich dabei zumindest auch um Vereinbarungen interessierter 
Kreise handelt, die eine bestimmte Einflussnahme auf das 
Marktgeschehen bezwecken. Den Anforderungen, die etwa an 
die Neutralität und die Unvoreingenommenheit gerichtlicher 
Sachverständiger zu stellen sind, genügen sie deswegen 
nicht. Besondere Zurückhaltung ist gegenüber technischen Nor-
men dort geboten, wo ihre Aussagen nicht als „außerrechtliche 
Fachfragen“ eingestuft werden können, sondern, wie hier, Bewer-
tungen entgegengesetzter Interessen einschließen, die an sich ei-
ner demokratisch legitimierten politischen Entscheidung in der 
Form einer Rechtssetzung bedürften. Als Ersatz für derartige 
rechtliche Regelungen sind sie ungeeignet.“ 

 

Planer und Handwerker sind gehalten, auf die Risiken einer WDV-Fassade 

hinzuweisen. Erfolgt dies nicht, besteht eine Haftung nach Gewährleistungsrecht 

und/oder im Rahmen der vorvertraglichen Aufklärungspflicht (c.i.c.). 

 

 
 
Die bisher erschienen Baurechtlichen Texte: 
 
01/2017 - Das neue Bauvertragsrecht und die kaufrechtliche Mängelhaftung - eine Übersicht 
02/2017 - Der Verbraucherbauvertrag nach dem neuen Baurecht 
03/2017 - Rechtsverbindlichkeit von Normen - mehr Schein als Sein 
04/2017 - Der neue Verbraucherbauvertrag - ein Überblick 
05/2017 - Die Mängelrechte des § 634 BGB und die Abnahme der Werkleistung 
06/2017 - Privatgutachten und Urheberrecht 
 
Die erschienenen Texte können Sie unter www.blog-baurecht.de im Archiv unter 
„Baurechtliche Texte“ abrufen.  
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Die älteren 30 Texte aus 2015 und 2016 können Sie ebenfalls kostenfrei unter können 
Sie unter www.blog-baurecht.de im Archiv unter „Baurechtliche Texte“ abrufen.  
 
Möchten Sie ein bestimmtes Thema behandelt wissen? Schreiben Sie uns. Gerne greifen 
wir Ihre Wünsche auf. 

 
 

RechtsCentrum.de GmbH 
Ginsterweg 13 

30890 Barsinghausen 
Tel: 05105/8 23 14 
Fax 05105/80 92 72 

Mail: info@baurechtscentrum.de 
 
 

Die vollständige Text der Entscheidung des OLG Frankfurt: 
 
 

www.RechtsCentrum.de 
OLG Frankfurt 
7.7.2010 
7 U 76/09 
 
Zur Frage, ob die allmähliche Verschmutzung einer hellen Fassade durch 
Pilz- und Algenbewuchs einen Mangel des Werkes darstellt (Rn.11)(Rn.12). 
 
1. Der das Werkvertragsrecht prägende Grundsatz der Haftung für einen 
bestimmten Erfolg besagt, dass die vereinbarte oder als üblich zu erwar-
tende Funktion des Werks gegenüber einer durch Leistungsbeschreibung 
festgelegten Ausführungsart vorrangig ist (Rn.12). 
 
2. Der vertraglich geschuldete Erfolg besteht deshalb auch dann in der 
Funktionstauglichkeit des Werks, wenn die beabsichtigte bzw. vereinbarte 
Ausführungsart nicht geeignet ist, den vereinbarten Erfolg zu erreichen 
(Rn.12). 
 
3. Weist eine Gebäudefassade bereits nach 2-3 Jahren großflächig Pilz- 
und Algenbewuchs auf und beruht dieser Bewuchs darauf, dass sich 
organische Substanzen, z.B. Blütenstaub, an der Fassade ablagern und im 
Zusammenwirken mit Feuchtigkeit, die aus Regen oder Tau resultiert, dem 
Bewuchs Nahrung bieten, so dass entsprechende Reinigungskosten 
entstehen, entspricht ein solcher in kurzen Abständen wiederkehrender 
Unterhaltungsaufwand nicht der üblichen Beschaffenheit und stellt einen 
Mangel dar (Rn.11). 
 
BGB § 633 Abs 2 Nr 2  

 
vorgehend LG Wiesbaden, 2 O 182/08 

 
Der Senat weist darauf hin, dass die Berufung keine Aussicht auf 
Erfolg haben dürfte, der Rechtssache auch keine grundsätzliche 
Bedeutung zukommt und die Fortbildung des Rechts oder die Si-
cherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung 
des Senats nicht erfordern. Der Senat beabsichtigt deshalb, die 
Berufung durch Beschluss gemäß § 522 Abs. 2 S. 1 ZPO zurück-
zuweisen. 
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Gründe 
 
1 Die in der klagenden Wohnungseigentümergemeinschaft zusammengeschlos-

senen Eigentümer haben von der Beklagten als Bauträger die im Jahr 2001 neu 
errichteten Eigentumswohnungen erworben. Mit der Klage beansprucht die 
Klägerin Vorschuss zur Beseitigung eines Mangels am Gemeinschaftseigentum. 
Der Mangel besteht nach Auffassung der Klägerin darin, dass sich an der weiß 
gestrichenen Fassade des Gebäudes schon nach 2 Jahren in weiten Teilen 
dunkle streifige Verfärbungen gebildet haben. 

 
2 Die Beklagte hält sich nicht für gewährleistungspflichtig, weil eine allmähliche 

Verschmutzung einer hellen Fassade durch Umwelteinflüsse kein Mangel sei 
und, soweit die Wärmedämmung die Verfärbung möglicherweise begünstige, 
jedenfalls kein Ausführungsmangel bestehe, denn sowohl der Fassadenanstrich 
wie auch die Wärmedämmung selbst entsprächen den vertraglichen Vereinba-
rungen und seien technisch einwandfrei hergestellt. Die umlaufenden Zinkabde-
ckungen hätten nur die Funktion, dem Eindringen von Wasser von oben in das 
geschützte Mauerwerk entgegen zu wirken; dass die Überstände dieser Abde-
ckungen teilweise geringer seien, als es die Regelwerke vorsähen, sei mit dem 
Algenbefall nicht in Zusammenhang zu bringen. Die Beklagte hat ferner die 
Einrede der Verjährung erhoben. 

 
3 Das Landgericht hat unter Verwertung des in dem selbständigen Beweisverfah-

ren LG Wiesbaden 14 OH 36/06 eingeholten Gutachtens vom 15.5.2007 und 
des Ergänzungsgutachtens vom 30.11.2007 des Sachverständigen SV1 die 
Beklagte antragsgemäß zur Zahlung eines abzurechnenden Vorschusses für 
die Kosten der Mängelbeseitigung in Höhe von 26.900 € nebst Zinsen verurteilt. 
Es hat angenommen, dass die Erwerber des neu hergestellten Wohngebäudes 
erwarten konnten, dass die Fassade bis zum Ende der Gewährleistungsfrist 
ansehnlich bleibt und jedenfalls eine Graufärbung nicht schon nach zwei Jahren 
eintrete. In der gleichwohl in dieser kurzen Zeit eingetretenen Verfärbung liege 
ein optischer Mangel. Dass es dazu gekommen sei, sei auch nicht unvermeid-
bar, denn der Sachverständige habe festgestellt, dass die Verfärbungen bei 
Ausführung größerer Dachüberstände nicht eingetreten wären. Diesen Kon-
struktionsfehler habe die Beklagte zu verantworten, wobei es auf Erkennbarkeit 
nicht ankomme, denn auf Verschulden komme es im Rahmen des Vorschuss-
anspruchs nicht an. Zur Beseitigung des Mangels sei die Verbreiterung der 
Dachüberstände und eine Reinigung der Fassade erforderlich. Der hierfür nach 
der Schätzung des Sachverständigen erforderliche Betrag sei der Klägerin als 
Vorschuss zur Mängelbeseitigung zuzusprechen. 

 
4 Die Ansprüche seien auch nicht verjährt, weil die Einleitung des selbständigen 

Beweisverfahrens zur Hemmung der Verjährung geführt habe und die Klage 
innerhalb der nach Beendigung der Hemmung verbliebenen Verjährungsfrist 
eingereicht und der Beklagten zugestellt worden sei. 

 
5 Mit der hiergegen gerichteten Berufung bringt die Beklagte vor, dass Algen- und 

Pilzbefall auf Fassaden unvermeidbar sei, weshalb es sich nicht um einen 
Mangel handle. Ein biozid eingestellter Putz oder Anstrich sei eine Sonderleis-
tung, die jedoch nur einen zeitlich begrenzten Effekt habe. Wegen solcher 
Verunreinigungen erforderliche Reinigungsarbeiten gehörten zu den gewöhnli-
chen Instandhaltungs- und Wartungsarbeiten. Die Beklagte habe den in der 
Leistungsbeschreibung zugesagten mineralischen Putz auch ausgeführt. 
Wegen dessen alkalischer Zusammensetzung biete ein solcher Putz für eine 
gewisse Zeit einen natürlichen Schutz gegen Pilze und Algen. Im Jahr 2001 
habe es in Deutschland noch keine Veröffentlichungen zur Problematik des 
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Algenbefalls auf wärmegedämmten Fassaden gegeben. 
 
6 Das Gutachten des Sachverständigen SV1 habe die streitgegenständlichen 

Tatsachen nicht bzw. nicht vollständig und jedenfalls nur schwer verständlich 
behandelt. Entgegen der Anregung der Streitverkündeten, der Fa. X, die die 
Putzarbeiten ausgeführt habe, habe das Landgericht im selbständigen Beweis-
verfahren keinen Fachgutachter für Wärmedämmverbundsysteme bzw. Außen-
putz, sondern mit dem Sachverständigen SV1 einen allgemein für Schäden an 
Gebäuden bestellten Gutachter beauftragt. Das Landgericht habe nicht berück-
sichtigt, dass die einschlägige Rechtsprechung – die Beklagte verweist insoweit 
auf ein Urteil des Landgerichts Darmstadt vom 7.8.2007 - einen zu Verfärbung 
führenden Algenbefall auf Fassadenoberflächen nicht als Mangel ansehe. Auch 
der Sachverständige SV1 gehe davon aus, dass der Putz und die Wärmedäm-
mung fachgerecht ausgeführt seien und die für die Verfärbung ursächlichen 
Umwelteinflüsse überall vorhanden seien und eine Verwendung fungizider 
Substanzen nur zeitlich begrenzt wirksam sei. Die Verfärbung der Fassade sei 
darauf zurückzuführen, dass bei Verwendung eines Wärmedämmsystems die 
Fassadenaußentemperaturen dauerhaft niedriger als bei einer ungedämmten 
Fassade seien und deshalb die Feuchtigkeit länger auf dem Putz stehe und 
deshalb zu diesen natürlichen und dauerhaft nicht zu vermeidenden Sympto-
men führe. Das habe der Sachverständige auch bestätigt. Es habe auch aus 
der Umgebung keine Anhaltspunkte für ein vermehrtes Algen- und Pilzwachs-
tum gegeben, so dass bei der Planung und Ausführung des Gebäudes keine 
Vorkehrungen gegen Algen- und Pilzbefall hätten getroffen werden müssen, 
zumal es diesbezüglich auch keine Regelwerke gebe, die eine biozide Einstel-
lung des Putzes unter bestimmten Umständen verlangten. 

 
7 Der Versuch des Sachverständigen, einen Zusammenhang zwischen dem 

Algenbefall und den Überständen der Zinkabdeckung darzulegen, sei fachlich 
unzutreffend, weil diese Abdeckungen häufig nicht aus dem einen Algenbefall 
reduzierenden Material Zink bestünden und lediglich die Funktion hätten, das 
Eindringen von Wasser in das geschützte Mauerwerk zu verhindern. Insbeson-
dere zu diesem Punkt hält die Beklagte die Einholung eines Obergutachtens für 
erforderlich. Die Beklagte trägt ferner vor, dass sie im selbständigen Beweisver-
fahren beantragt habe, den Sachverständigen persönlich anzuhören, das 
Gericht aber weder diesem Antrag entsprochen noch ein Obergutachten 
eingeholt habe. Aufgrund der widersprüchlichen und teilweise kaum nachvoll-
ziehbaren Ausführungen des Sachverständigen SV1 habe das Landgericht 
entgegen technisch-wissenschaftlicher Erkenntnisse einen Zusammenhang 
zwischen den Überständen und dem Algenbefall angenommen. Ein über 
bessere Sachkunde verfügender Fachgutachter habe das richtig stellen können. 

 
8 Die Beklagte meint ferner, dass die zunächst nur in geringem Maße beeinträch-

tigte Fassade, wenn die Klägerin sie regelmäßig gereinigt hätte, auch heute 
noch sauber und ansehnlich wäre. Auch ein ordnungsgemäßes Lüftungsverhal-
ten könne zur Erhaltung beitragen, denn nicht nur zufällig befänden sich die 
Verfärbungen in Bereichen über den Fenster- und Türstürzen. Die Konzentrati-
on des deutlichsten Schimmelpilzbefalls oberhalb eines Lüftungsauslasses 
zeige, dass die Schimmelbildung auf unzureichender Pflege der Fassade und 
fehlerhaftem Lüftungsverhalten bzw. auf den Ausdünstungen des Entlüftung-
sauslasses beruhe. 

 
9 Die von dem Sachverständigen geforderte Verbreiterung der Zinkabdeckungen 

überschreite die von den einschlägigen Regelwerken geforderten Werte, die bei 
dem Gebäude im wesentlichen eingehalten würden, bei weitem. Auch die von 
dem Sachverständigen angesetzten Kosten seien überhöht. Allenfalls seien 

 8



3.000 € erforderlich. Zur Verbreiterung der Überstände genüge es, auf die 
vorhandenen Bleche verlängerte Abdeckungen aufzukleben. Außerdem komme 
eine Nachbesserung nur an den im Gutachten aber nicht im Einzelnen festge-
stellten Bereichen in Betracht, an denen der Mindestüberstand von 30 mm 
unterschritten werde. Außerdem seien die angesetzten Einheitspreise zu hoch; 
auch ein Gerüst sei nicht erforderlich, weil mit einer Hubbühne gearbeitet 
werden könne. Schließlich sei die Reinigung der Fassade eine Unterhaltungs-
maßnahme und daher nicht der Beklagten anzulasten. 

 
10 Die Berufung dürfte unbegründet sein. Das landgerichtliche Urteil ist nicht zu 

beanstanden. Das Landgericht hat aufgrund verfahrensfehlerfrei getroffener, 
auch in der Sache überzeugender Feststellungen und zutreffender materiell-
rechtlicher Erwägungen angenommen, dass der Klägerin der geltend gemachte 
Vorschussanspruch zusteht. 

 
11 Die Werkleistung der Beklagten, die aufgrund des abgeschlossenen Bauträger-

vertrages hinsichtlich des zu errichtenden Gebäudes nach werkvertraglichen 
Grundsätzen Gewähr für die Mangelfreiheit zu bieten hat, ist mangelhaft. Der 
Mangel besteht darin, dass die Fassade bereits nach 2-3 Jahren großflächig 
Pilz- und Algenbewuchs aufweist, der eine Reinigung erfordern würde. Die 
allmähliche Verfärbung einer Fassade infolge von Umwelteinflüssen ist für sich 
genommen zwar kein Mangel, sondern eine zwangsläufige Folge des 
„Gebrauchs“ bzw. der Alterung des Gebäudes. Der Bewuchs mit Algen und 
Pilzen beruht darauf, dass sich organische Substanzen, z.B. Blütenstaub, an 
der Fassade ablagern und im Zusammenwirken mit Feuchtigkeit, die aus Regen 
oder Tau resultiert, dem Bewuchs Nahrung bieten. Es ist aber nicht üblich und 
entspricht deshalb auch nicht der Beschaffenheit, die der Erwerber eines 
Gebäudes erwarten kann (§ 633 Abs. 2 Nr. 2 BGB), dass die Verschmutzung 
der Fassade ohne besondere, den Bewuchs fördernde Umgebungsbedingun-
gen so schnell voranschreitet, dass bereits nach 2 – 3 Jahren eine großflächige 
Reinigung der Fassade erforderlich wird. Ein solcher in kurzen Abständen 
wiederkehrender Unterhaltungsaufwand entspricht nicht der üblichen Beschaf-
fenheit. Es stellt auch einen optischen Mangel dar, dass das hell gestrichene 
Gebäude schon nach kurzer Zeit ein unschönes Erscheinungsbild bietet. Diese 
Erscheinung beruht nicht auf besonderen Umweltbedingungen, sondern darauf, 
dass das streitige Gebäude eine wärmegedämmte Fassade hat. Der Sachver-
ständige hat festgestellt, dass die gleichfalls hellen Fassaden mehrerer Häuser 
in der unmittelbaren Umgebung keine derartigen Spuren aufweisen. Der Sach-
verständige führt das ungewöhnlich rasche Entstehen der Verfärbung vielmehr 
darauf zurück – und dieser Zusammenhang ist zwischen den Parteien an sich 
auch unstreitig -, dass eine wärmegedämmte Fassade außen erheblich kälter 
bleibt als eine nicht gedämmte Fassade, deshalb auch regelmäßig über längere 
Zeit feuchter ist und das Wachstum von Pilzen und Algen deshalb mehr be-
günstigt als eine nicht gedämmte Fassade. Dieser Unterschied zeigt sich 
augenfällig im unterschiedlichen Erscheinungsbild des Gebäudes der Klägerin 
und der in der Nähe befindlichen Gebäude. 

 
12 Die Ansicht der Beklagten, die Erwerber der Eigentumswohnungen müssten 

diese Erscheinung bzw. die Notwendigkeit, die Fassade in unüblich kurzen 
Zeitabständen reinigen zu müssen, als Folge der Ausrüstung des Gebäudes mit 
einer wärmegedämmten Fassade hinnehmen, trifft nicht zu. Die Erwerber 
können vielmehr unabhängig von dieser Besonderheit der Üblichkeit entspre-
chende Zeiträume erwarten. Dass dieser Erfolg aufgrund der in der Leistungs-
beschreibung vereinbarten Ausführungsart des Gebäudes möglicherweise nicht 
zu erreichen ist, ändert nichts an der Verantwortlichkeit der Beklagten für ein 
mangelfreies Werk. Der das Werkvertragsrecht prägende Grundsatz der 
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Haftung für einen bestimmten Erfolg besagt, dass die vereinbarte oder als 
üblich zu erwartende Funktion des Werks gegenüber einer durch Leistungsbe-
schreibung festgelegten Ausführungsart vorrangig ist. Der vertraglich geschul-
dete Erfolg besteht deshalb auch dann in der Funktionstauglichkeit des Werks, 
wenn die beabsichtigte bzw. vereinbarte Ausführungsart nicht geeignet ist, den 
vereinbarten Erfolg zu erreichen (BGH NJW 1984, 2457; NJW 1997, 1772; 
BGHZ 139, 244; BGHZ 168, 368; BauR 2008, 344). Deshalb kommt es nicht 
darauf an, dass der in der Leistungsbeschreibung vereinbarte mineralische Putz 
und das verwendete Wärmedämmsystem für sich genommen mangelfrei 
ausgeführt sind, dass es auch keine in Richtlinien bzw. DIN-Normen festgeleg-
ten Vorschriften für die Verwendung eines biozid ausgerüsteten Putzes bzw. 
Anstrichs auf wärmegedämmten Fassaden gibt und dass, wie der Sachverstän-
dige nachvollziehbar dargelegt hat, ein solcher Anstrich den Bewuchs auch 
nicht dauerhaft verhindern könnte. Das von der Beklagten erwähnte Urteil des 
Landgerichts Darmstadt und das in Bezug genommene Gutachten des Sach-
verständigen SV2 befassen sich demgemäß auch nur mit der Frage, ob ein 
bestimmter Anstrich oder Putz die Mangelhaftigkeit einer wärmegedämmten 
Fassade begründen, ob also das Gewerk des Verputzers mangelhaft sei. Auf 
diesen Gesichtspunkt kommt es hier aber nicht an, denn die Beklagte schuldet 
im Verhältnis zu den Erwerbern nicht isoliert mangelfreie Verputzerarbeiten, 
sondern ein insgesamt funktionsfähiges Wohngebäude. 

 
13 Dass der großflächige Bewuchs seine Ursache im Lüftungsverhalten der Nutzer 

des Gebäudes haben soll, trifft offensichtlich nicht zu. Die dieser Behauptung 
zugrunde liegende Annahme, Verschmutzungen zeigten sich besonders über 
den Fenstern, entspricht nicht den im Gutachten enthaltenen Lichtbildern, die 
den Zustand des Gebäudes dokumentieren. Richtig ist vielmehr, dass die 
Fassadenflächen über Fenstern, die sich unter der Attikaabdeckung befinden, 
genauso verschmutzt sind, wie die Flächen, in denen sich gar keine Fenster 
befinden, während die Flächen, die sich zwischen zwei übereinander liegenden 
Fenstern befinden, nahezu keine Verschmutzung aufweisen. Bei der Schimmel-
bildung über dem Lüftungsauslass unten rechts an der Südfassade (Bild 43) 
handelt es sich um eine vereinzelte Erscheinung, die nach den Ausführungen 
des Sachverständigen im Ergänzungsgutachten (S. 5) nicht mit dem allgemei-
nen Problem der Feuchtigkeit der Putzoberfläche zusammenhängt, aber 
offensichtlich auch ohne Bedeutung für das gesamte Schadensbild ist. 

 
14 Soweit die Beklagte ihre Verantwortlichkeit für diesen Mangel mit der Erwägung 

in Frage stellt, dass zur Zeit der Errichtung des Gebäudes der Zusammenhang 
zwischen vermehrten Bewuchs und der Ausrüstung mit einer wärmegedämmten 
Fassade auch in der Fachöffentlichkeit noch nicht bekannt gewesen sei, kann 
sie damit nicht gehört werden. Die werkvertragliche Gewährleistung für die 
Funktion des geschuldeten Werks setzt kein Verschulden, aber auch nicht die 
Vermeidbarkeit des Mangels voraus. Wenn Bautechniken wie die Dämmung 
einer Fassade unerwartete Folgen nach sich ziehen, die insgesamt zu einem 
Mangel führen, haftet der Werkunternehmer hierfür auch im Rahmen der 
Gewährleistung. Schutz gegen unerwartete und deshalb nicht einzukalkulieren-
de Folgeerscheinungen bieten insoweit im Allgemeinen – wenn auch nicht im 
vorliegenden Fall - die Verjährungsvorschriften. 

 
15 Vorschuss zur Beseitigung des Mangels kann die Klägerin an sich nur fordern, 

wenn der Mangel beseitigt werden kann. Das ist indessen nach den Ausführun-
gen des Sachverständigen möglich. Der Sachverständige hat einleuchtend 
dargelegt, dass die den Bewuchs fördernde Feuchtigkeit der Fassade dadurch 
vermindert werden kann, dass möglichst wenig Regenwasser an die Fassade 
gelangt. Diese Annahme des Sachverständigen beruht auf der Beobachtung, 
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dass die Fassadenflächen, die sich unter Fensterbänken befinden, und die 
nord-östliche Schmalseite der Fassade neben dem Hauseingang (Bild 52, 53 
des Gutachtens) nahezu keine Verschmutzungen aufweisen. Da sich diese 
Schmalseite unter einer bis 8 cm überstehenden Blechabdeckung befindet und 
die Flächen unter den Fenstern durch die überstehenden Fensterbänke ge-
schützt sind, ist die Schlussfolgerung des Sachverständigen, dass ein entspre-
chender konstruktiver Schutz das ganze Gebäude gegen ablaufendes Regen-
wasser schützen, damit der Feuchtigkeit der Fassade und den Verfärbungen 
vorbeugen könnte, überzeugend. Einen derartigen konstruktiven Bautenschutz 
hat die Beklagte bei der Planung des Gebäudes nicht vorgesehen; er kann 
aber, wie der Sachverständige dargelegt hat, durch Verbreiterung der Zink-
blechabdeckungen nachträglich verwirklicht werden. Da sich der Mangel in der 
Verschmutzung der Fassade bereits gezeigt hat, gehört zur Beseitigung des 
Mangels auch die Reinigung der Fassade. 

 
16 Die von der Beklagten gegen das Gutachten des Sachverständigen erhobenen 

Einwände hält der Senat für unbegründet. Das Gutachten ist insbesondere nicht 
widersprüchlich und geht auch nicht von unzutreffenden tatsächlichen Voraus-
setzungen aus; demgemäß besteht auch kein Anlass, ein Obergutachten 
einzuholen. Der Sachverständige hat nicht übersehen, dass die Funktion der 
Blechabdeckungen darin besteht, die mit ihnen abgedeckten Mauerteile gegen 
Regenwasser zu schützen und dass sich daraus auch die in den Regelwerken 
genannten üblichen Maße für Überstand und Überlappung ergeben, die weitge-
hend eingehalten sind. Der Sachverständige hat nur beiläufig darauf hingewie-
sen, dass der Überstand an einigen Stellen auch nach dem einschlägigen 
Regelwerk zu gering sei. Der Sachverständige wollte nicht einen Ausführungs-
mangel des die Blechabdeckungen ausführenden Unternehmers belegen, 
sondern auf die Eignung einer breiteren Blechabdeckung als konstruktiven 
Schutz der Fassade hinweisen. Die Beklagte missversteht den Sachverständi-
gen auch, wenn sie meint, solche Abdeckungen müssten nicht zwangsläufig in 
dem Material Zink ausgeführt werden, so dass die von dem Sachverständigen 
angenommene biozide Wirkung nicht funktioneller Bestandteil einer solchen 
Abdeckung sein könne. Dies hat der Sachverständige nicht behauptet, sondern 
lediglich dargelegt, dass eine breitere Abdeckung dafür sorgt, dass Regenwas-
ser vor der Fassade abtropft. Der Hinweis auf die biozide Wirkung einer Verzin-
kung findet sich gleichfalls nur beiläufig auf S. 24 des Gutachtens und besagt 
dort, dass das über die verzinkte Geländerstütze auf die darunter liegende 
Vorderseite der Balkonplatte ablaufende Wasser gelöste Zinkionen mit sich 
führt und auch deshalb unterhalb der Balkonstütze nur weniger Algenbewuchs 
sichtbar ist als daneben. Der Sachverständige hat aber nicht gemeint, dass eine 
aus Zinkblech gefertigte Attikaabdeckung die Funktion übernehmen solle, das 
hierüber ablaufende Regenwasser mit Zinkionen zu versetzen und dadurch 
einem Algenbefall vorzubeugen. Mit der Verbreiterung soll nur das Abtropfen 
des Regenwassers vor der Fassade gewährleistet werden. 

 
17 Ob die Beklagte neben der unbegründeten Rüge, dass kein Obergutachten 

eingeholt wurde, auch beanstanden will, dass der Gutachter nicht persönlich 
angehört wurde, ist dem Vortrag der Beklagten nicht ganz eindeutig zu entneh-
men. Diese Rüge wäre jedoch unbegründet. Denn die Beklagte konnte, wenn 
sie der Ansicht war, dass ihr Antrag im selbstständigen Beweisverfahren zu 
Unrecht übergangen war, die Anhörung des Sachverständigen im Erkenntnis-
verfahren nochmals beantragen. Das hat die Beklagte im erstinstanzlichen 
Verfahren aber nicht getan. Sie hat in der Klageerwiderung nur vorgetragen, es 
sei (sc. weil ein Obergutachten einzuholen sei) möglicherweise unschädlich, 
dass im selbstständigen Beweisverfahren der Antrag, den Sachverständigen 
anzuhören, nicht weiter verfolgt worden sei, denn erfahrungsgemäß blieben 
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Gutachter bei ihrer einmal getroffenen Einschätzung. Dies musste das Landge-
richt nicht als Antrag auf Anhörung des Sachverständigen verstehen. 

 
18 Substanziierte Einwände gegen die Höhe der Vorschussforderung hat die 

Beklagte erstmals in der Berufungsinstanz vorgetragen. Der erstinstanzlich 
erhobene Einwand ging lediglich dahin, die Kostenschätzung des Sachverstän-
digen sei zur Begründung einer Schadensersatzforderung zu pauschal. Nach-
dem die Klägerin klargestellt hatte, dass sie eine Vorschussforderung erhebe, 
ist die Beklagte auf diesen Gesichtspunkt nicht mehr zurückgekommen. Die 
nunmehr detailliert erhobenen Einwände gegen die Höhe des zur Mängelbesei-
tigung erforderlichen Vorschusses hätte die Beklagte aber schon in erster 
Instanz geltend machen können. Da die Voraussetzungen des § 531 Abs. 2 
ZPO nicht gegeben sind, ist die Beklagte mit diesem Vorbringen in der Beru-
fungsinstanz ausgeschlossen. 

 
19 Auf die in der ersten Instanz erhobene Einrede der Verjährung ist die Beklagte 

in der Berufungsbegründung nicht mehr zurückgekommen. Die diesbezüglichen 
Ausführungen des Landgerichts treffen auch zu. 

 
20 Es besteht Gelegenheit zur Stellungnahme binnen vier Wochen. 
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